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Antrag 

der Abgeordneten Steffi Lemke, Gila Altmann (Aurich), Dr. Manuel Kiper 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN 


Varianten vergleich zwischen dem Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 
(Wasserstraßenverbindung Hannover-Magdeburg-Berlin) und der Nutzung 
des bestehenden Kanalnetzes mit Ausbau zweier Teilstücke der Havel 


1991 beschloß die Bundesregierung die Verkehrsprojekte Deut- 
sche Einheit mit dem Ziel der Verbesserung der Verkehrsinfra- 
struktur in den neuen Bundesländern. 

Das Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 - Ausbau der Was- 
serstraßenverbindung Hannover-Magdeburg-Berlin - hat die er- 
weiterte Anbindung der Ballungsräume Magdeburg und Berlin 
sowie des Ostseehafens Szczecin an das westdeutsche Bundes- 
wasserstraßennetz zum Ziel. Dazu sind nach den bisherigen Pla- 
nungen der Ausbau der Oststrecke des Mittellandkanals in Sach- 
sen-Anhalt, des Wasserstraßenkreuzes Magdeburg, des Elbe- 
Havel-Kanals, der Unteren Havel-Wasserstraße, des Havelkanals 
sowie der Havel-Trasse und der Teltowkanal-Trasse in Berlin 
beabsichtigt. Diese geplanten Ausbaumaßnahmen sind hinsicht- 
lich ihrer wirtschaftlichen Notwendigkeit umstritten und teilweise 
mit beträchtlichen ökologischen Schäden verbunden. 

Im März 1995 legten die Umweltverbände Naturschutzbund 
Deutschland, Umweltstiftung WWF Deutschland, BUND, Grüne 
Liga e.V. und Naturschutz Deutschland e.V. unter dem Titel 
„Flüsse zwischen Ost und West" ein Konzept für die ökologische 
Entwicklung der großen ostdeutschen Flüsse unter Einbeziehung 
der Binnenschiffahrt vor. Ziel dieses Konzeptes ist die Wiederher- 
stellung naturnaher Fließgewässer. Prioritär renaturiert werden 
sollen die Untere Mittelelbe, Untere Havel und Untere Oder. 
Außerdem soll über Sanierungsmaßnahmen wie z.B. Verminde- 
rung vorhandener Sohleneintiefungstendenzen oder Auwald- 
gründungen die ökologische Situation der Fließgewässer, die für 
die Schiffahrt (d. h. Aufrechterhaltung der derzeitigen Befahrbar- 
keit) unabdinglich notwendig sind, verbessert werden. Gleichzei- 
tig sieht das Konzept eine Optimierung der Wasserstraßenverbin- 
dung zwischen dem Rhein-Ruhr-Gebiet und Hamburg und den 
Ballungsräumen Magdeburg, Berlin und Szczecin über das vor- 
handene Kanalnetz sowie durch eine Verbesserung auf zwei Fluß- 
abschnitten der Havel vor. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. eine Alternative zum Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 
(Wasserstraßenverbindung zwischen Rhein-Ruhr-Gebiet und 
Hamburg mit den Ballungsräumen Magdeburg und Berlin 
sowie dem Ostseehafen Szczecin) zu entwickeln, 

2. einen Variantenvergleich zwischen dem Ausbau von Mittel- 
landkanal, Wasserstraßenkreuz Magdeburg, Elbe-Havel- 
Kanal, Untere Havel-Wasserstraße, Havelkanal, Havel-Trasse 
und Teltowkanal-Trasse (Verkehrsprojekt Deutsche Einheit 
Nr. 17) und der Nutzung des bestehenden Kanalnetzes mit dem 
Ausbau von zwei Teilabschnitten der Havel als Verbindung 

vorzulegen. 

Diese Studie soll die Kosten-Nutzen-Analysen und die ökologi- 
schen Auswirkungen der beiden genannten Varianten verglei- 
chend betrachten. 

Insbesondere soll die Bundesregierung in bezug auf das Ver- 
kehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 darstellen 

a) die Umweltverträglichkeit des Projekts, 

b) die Art und den Umfang der vorgesehenen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen, 

c) den erwarteten wirtschaftlichen Nutzen des Ausbaus der 
Wasserstraßen, 

d) die erwartete Auslastung der Wasserstraßen, 

e) den nach Fertigstellung der Wasserstraßen erwarteten Arbeits- 
markteffekt 

f) die Auswirkungen auf andere Verkehrsträger, insbesondere 
auf den Güterverkehr der Deutschen Bahn AG nach Fertigstel- 
lung der Neu- und Ausbaustrecken von Schienenwegen. 

Bonn, den 3. Juli 1995 

Steffi Lemke 

Gila Altmann (Aurich) 

Dr. Manuel Kiper 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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